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Mıtte VO  e ıhren Schwesterparteien in anderen Ländern seın, daß die Entkolonialisierung nıcht außer Kontrolle
unterstutzt werden. Da{fiß die kommunistische Parteı gerat. Andererseıits werden die afrıkanıschen Staaten
P als „Ordnungsfaktor“ ersten Ranges auftritt und eifersüchtig darüber wachen, dafß die portugiesischen Ter-
die Junta-Politik bislang mitträgt und unterstutzt, ”annn rıtorıen ine authentisch afrıkaniısche, nıcht iıne fremd-
als Indız dafür gelten, dafß die SowjJetunıion auf alle Fälle bestimmte Unabhängigkeit un damıt 1U  ar andersgeartete
iıhren Einflufß in der portugiesischen Politik geltend - Abhängigkeıt erlangen. Das Nachsehen haben in dieser
chen und 1mM erwartenden. Proze( der Entkolonialisie- Sıtuation wahrscheinlich alle jene polıtischen Kräfte in
rung nıcht autfs Spiel setzen 111l Die portugiesische olo- Portugal, die auf grundlegende un: rasche gesellschaftliche
nıalfrage betrift einen wichtigen Schnittpunkt des Ost- un: ökonomische Veränderungen hoften und hınarbeiten.
West- und des Nord-Süd-Konflikts, dem sıch ZWanNsS- (Eın zweıter Teıl, der sıch mıiıt der Rolle der Kıirche und
läufig weltpolitische Interessen der beiden Supermächte miıt dem Schlüsselproblem der Entkolonialisierung befaßßt,
berühren. Beıide scheinen bislang VOT allem darauf edacht folgt ın der nächsten Nummer.)

Tagungsbericht

Kiırche A Dolıtık artelen
Fine Tagung der katholischen Zentralstelle ın Mönchengladbach
Zu diıesem Thema veranstaltete die Katholische Sozial- Mag auch verständlicherweise immer ıne ähe der Kır-
wissenschaftlıche Zentralstelle in Mönchengladbach VO che ZUuU Zentrum bestanden haben, VOrTLr allem 1n Zeiten

kirchenpolitischer Bedrängnis w1ıe 1mM Kulturkampf,bıs 26 Maı ıne Tagung, die Hıstoriker, Sozıialethiker,
Theologen, Sozi0logen und Politologen zusammenftführte. blieb dieses Verhältnis doch nıcht spannungstfrei. Weder
Unter geschichtlichen un aktuellen Aspekten un: das Zentrum noch die Bayerische Volkspartei haben sıch
Berücksichtigung sowohl gesellschaftlıch-politischer als als Erfüllungsgehilfen der Kirche der des Episkopats VOI-

auch theologisch-innerkirchlicher Entwicklungen wurde standen, un die Kurie hat vorgezogen, ıhre Interessen
nıcht über diese Parteıen, sondern 1mM direkten Kontakteın Problemteld behandelt, das aufgrund verschiedener

Faktoren und Spannungen 1n den etzten Jahren miıt staatlıchen Stellen 10 Daß der tälschliche
wieder mehr Aufmerksamkeit auf sıch zieht. Reterate und Eindruck einer nNSCh Bındung VO  3 Zentrum und Bayerı-
Diskussion dieser Tagung werden 1in Buchform veröftent- scher Volkspartei autf der eiınen un: Kirche auf der ande-
lıcht; der folgende Bericht bietet ıne Skizze der VOTLI- 1CMN Seite entstehen konnte, 1St nach Morsey aut das be-
gertragenen Reterate. sonders nach 1928 verstärkte Engagement VO  3 Geist-

lıchen in beiden Parteıen zurückzuführen.
Nach dem Zweıten Weltkrieg un:! dem Oftenbarwerden

Parteien und Kirche Im Ruckblick auch des geistigen Niedergangs kam der Kirche ıne OS1-
t1on Z die iıhr wiıeder NeuUuUeEe Möglichkeiten ines treien

In seiınem Eınleitungsreferat „Zur Geschichte des Verhält- öftentlichen Wirkens boten. Es gab für die Kırche keinen
NLISSES VO:  S Kırche und Parteıen DVOT un nach 1945“ Z1ng Grund, dem uen demokratischen Verfassungsstaat
Prof Rudoltf Morsey auf dıe Mıtte des Jahrhunderts gegenüber iın die Deftensive gehen. Die VO  ; ıhr 1Ttire-

zurück. Fur die Kırche, die sıch 1n ıhrem Verhalten 1l- nen, für das gesellschaftliche und staatlıche Leben fun-
über den politischen Parteıen VO!]  e dem Zusammenhang damentalen VWerte fanden weıt über den Kreıs ıhrer Mıt-
zwischen relıg1öser un: staatsbürgerlicher Freiheit leiten glieder hinaus Anerkennung, W 4a5 sıcher dazu beigetragen
liefß, konnten ıberale un: sozıalistische Parteigruppierun- hat, dafß die Sympathien des Episkopats sıch den inter-

kontessionellen Parteıen zuwandten. So wurde eın Ver-SCHh keine Partner se1n. Das zeıgte sıch beispielhaft un:
besonders kraß dem über die Jahrzehnte hinweg ımmer ältnıs eingeleitet, das bıs iın die sechziger Jahre, bis
wıeder aufbrechenden Konflikt Elternrecht un: Be- dem beginnenden Prozef(ß der „Entideologisierung“ ın den
kenntnisschule. Parteıen gul wIıe konfliktfrei geblieben 1St. Der Klerus
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hat innerhal der Unionsparteien praktisch keine Bedeu- jedes in einem Grundsatz- un: Langzeitprogramm VeEeTI-

Lung gehabt, W as Morsey der kritischen rage anregte, mussen.
ob damıt nıcht auch ein Potential geistlıcher Beratung AausSs- Hennıis sah das wichtigste Problem der Volksparteien iın
gefallen sel. ıhrer inneren Labilität, 1n dem Umstand, da{ß S1e sıch ıhrer

Anhänger und Mitglieder nıcht mehr sıcher seın können.
Prot. Wrlhelm Hennıs (Freiburg) reterierte ZU Thema: Das macht S1e dem Aspekt ıhrer Funktion, näamlıch
„Von der Integrationsparteı ZUY Volkspartei. Zum Wan- der Ermöglichung demokratischer Regierbarkeıit des Ge-
del des Parte:ensystems ın der Ara der Bundesrepublik“. meınwesens, schwer ührbar, nachdem die Integrations-
Hennıiıs Wwı1es darauf hın, dafß der breite polıtısche Kon- taktoren der Sozialstruktur, des gemeınsamen Interesses,
SCHNSUS nach 1945 wesentlich durch ıne „kollektive g- der gemeinsamen historischen Erfahrung und der welt-
schichtliche Erfahrung“ verursacht War, dem Aa. auch anschaulichen Bındungen verblaßt sınd. Dıie Vorliebe tür
der Wandel des deutschen Parteiensystems entsprach. ıne charısmatische Führungspersönlichkeıit se1 5Symptom
Der noch 1ın der Weimarer eıt vorherrschende Partejen- dieser Lage
Lyp WAar der einer „demokratischen Integrationspartei“, Die heute vielfach favorisierte Therapıe der weıteren Auf-
die ihren Mitgliedern und Anhängern ıne geistig-polıti- lösung VO  3 Institutionen, der Emanzıpatıon, der Demo-
sche Heı1iımat „VoNn der Wıege bis ZUur Bahre“ bot, mıiıt kratisierung und des Abbaus VO  ; Autoritäten bezeichnete
eınem breit gefächerten Verbandswesen CNg verbunden Hennıs als einen rrweg mMi1t bedenklichen Konsequenzen
Warltr un: als politische Repräsentatiön eiınes gesellschaft- in Schule und Universıität, 1n den Kırchen und ın der
lıchen Feldes 1in Erscheinung Lrat (z die SPD als Arbei- staatlıchen Ordnung. Für die Volksparteien bleibt die VOI-

terparteı). Eın betont weltanschaulich begründetes Pro- rangıge ordnungspolitische Orıentierung die Frage, w 1e
9 ıne straffe Organısatıon und die Zuordnung ıne moderne industrialısıerte Gesellschaft demokratisch
einer verhältnismäßig homogenen soz1ialen oder konfes- regıierbar bleibt.
sionellen Schicht als zentrale Bestimmungsfaktoren des
anzecn Systems und des Wiählerverhaltens das alles
charakterisierte die innere un: iußere Gestalt der da- Anderungen Im Wahlverhalten
malıgen Integrationsparteıien.

Prot. Gerhard Schmidtchen (Allensbach/Zürich) ging den
Dıieser Typ sSsetzie sıch nach 1945 nıcht fort, nachdem „Wandlungen und otıven ım Wahlverhalten der Katho-
schon 1933 VO  - der „diktatorischen Integrationsparte1i” Iihen“ nach, und ZWar anhand VO  3 Untersuchungen des
verdrängt worden WAar. In den Bundestagswahlen VO  3 Allensbacher Instituts, einschließlich der Synodenumfra-
1953 un 195/ wurde vollends lıquidiert; mı1t der CDU SCHL, über die eıit VO 1953 bıs 19/4
sSsetiztie sıch die „Volkspartei“ durch, für jedermann 5ähl-
bar un angelegt auf die Gewıiınnung einer regıerungs- Gegenüber dem protestantischen Bevölkerungsteıl

die Katholiken die „Entdecker“ der Bundesrepublik alsfähigen Mehrkheit.
Die Ablösung der Volkspartei aus dem Kontext der alten eiıner polıtischen Ordnung, 1n der s1e erstmals seit Jahr-
Parteıen erfolgte auf dem Hıntergrund eınes tiefgreifen- zehnten keinen gesellschaftlichen und politischen Status
den gesellschaftlichen Wandels, der die Zuordnung Zu einer mınderen Rechtes einnahmen. In der VO  3 den
Konfession, einzelnen soz1alen Schichten und einem Zahlen sıgnalısıerten Entwicklung fällt jedoch auf, da{fß
beiden Faktoren entsprechenden Verbandswesen estark einmal die gegenwärtıge politische Ordnung VO  - den
relatıvierte. Dıie CDU hat beispielsweise vermocht, Aaus Katholiken NUr 0/9 tür zut gehalten wird, VO  3 den
ein1ıgen wenıgen Begriffen der christlichen Soziallehre un: Protestanten aber 31 0/0, und da{fß ZUuU andern die SPD
des ORDO-Liberalismus ıne Verklammerung schaffen, wieder katholische Anhänger verliert be1i gleichzeitig abi-

lerem Wahverhalten der Katholiken überhaupt. Konntedie El A, die rage nach dem „spezifisch Christlichen“ -
aktuell gemacht hat Der für die CD  S tragende Kontext INan den Einbruch der SPD in katholische Wählerkreise
sınd die Jahre iıhrer Erfolge VO  . 949 bis 1969 1977 noch mıiıt relig1ös-kirchlichen otıven 1ın Verbindung

bringen, zeıgt der CUEGTE Trend keine Hınwendung ZUrLF

Nach Hennıs siınd historisch die Anlässe einer profi- Kirche; der Zusammenhang 7zwiıischen Kirchenbesuch und
lierten, geschlossenen Theorie für Volksparteien tort- politischer Orientierung werde schwächer, besonders in
vefallen. Es gebe keine geschichtlichen FEinbrüche mehr, der Jjungen Generatıon. Emanzıpiert siıch also das politi-
die die Evıdenz soz1aler oder konfessionspolitischer sche Verhalten VO relıg1ösen Denktraditionen? Die Wahl-
Zwänge („Repressionsphänomene“) mı1ıt der Notwendig- soziologıe zeıgt, daß autf jedem Nıveau des Kirchen-

esuchs mehr katholische als evangelische Christen CDUkeit einer theoretisch-programmatischen Legıitimatıon CI -

weısen könnten. Die Mühsal, MI1t der versucht werde, wählen Somıit hängt das Wahlverhalten wenıger miıt der
dieses „Theoriedefizıit“ aufzuarbeıten, se1 bezeichnend für Häufigkeit des Kirchgangs als mehr mıt Anschauungs-
die heutige Sıtuatıion. Eın solcher Versuch bleibe papıerene m  9 mMit „kognitiven Strukturen“ IN  :3 bei-
Wıirklichkeit un entspringe jener „altmodisch-rationalı- spielsweıse mıiıt der Bindung ıne transzendentale
stischen Vorstellung“ VO  } Politik, die ylaube, alles un: Orientierung, die auf die Bewertung VO  e Gesellschaft und
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Politik einwirkt. Von ausschlaggebendem Gewicht für die sidiarıtät angelegt sind. V, Nell-Breuning unterstrich die
(partei-)politische Ausrichtung 1St die rage der UÜberein- Vereinbarkeit der Werthaltung der C-Parteien miıt dem

Grundgesetz, das dem Staat vorgegebene VWerte und Nor-stımmung oder Diıssonanz 7zwischen den Auffassungen der
Katholiken un: der Lehre der Kirche, unabhängig VO inNnenN anerkennt. Das gebe diesen Parteien die Chance,
Kirchenbesuch. Je mehr un: intensıver solche Dıssonanzen „r Verständnis“ VO  ; Werten un polıtischen Zielen „für
mıt der Kirche, mi1ıt der „institutionalisierten Religion“ ıhre Politik fruchtbar machen“, ohne dabei die Tole-
auftreten, desto r1goroser wırd der politische Entschei- anz mıßachten. Ihre Vertreter haben „die christlich
dungsraum freigesetzt. verstandenen VWerte überzeugend mvorzuleben“. Die Grenze,

VO  } der ab der christliche Politiker Verletzungen des S1it-
Vor diesem Hintergrund machte cqhmidtchen MI1t reich te auch miıt Miıtteln der staatlichen Strafgewalt
belegtem Material die Präterenz katholischer PD-Wiähler bekämpfen ann oder mufß, „wırd 1im Einzelfall oft schwer

bestimmen sein“. Dıie Richtschnur des „gemeinwohl-für Ostpolitik un: gesellschaftliche Retormen verständ-
lıch, ebenso deren geringere orge das marktwirtschaft- schädigenden Verhaltens“ genuge nıcht 1ın jedem Fall;

„weıl auch hier alles VO'  3 dem Wertmaßstab abhängtıche System und die Werte VO  e} uhe und Ordnung.
W 45 als Schaden für das Gemeinwohl anzusehen un WwW1eVon der Kırche erwarten diese Katholiken keinen genu-

gend starken Eıinsatz tür Gesellschaftsveränderungen, dieser Schaden bemessen 1St
soz1ale Gerechtigkeıit, Versöhnung USW.

Fazıt: Veränderungen 1mM Wahlverhalten der Katholiken Prof. Hans Buchheim Maınz) richtete Kritische Anfragen
das Menschen- und Gesellschaftsbild der Ersind wenıger VO der Kirchenbesuch meßbaren Kirch-

iıchkeit AusSs analysıieren, sondern mehr AUusSs dem Kon- stellte fest, dafß das alte Selbstbild dieser Parteı Kampf
das Bestehende, Parteinahme für Unterdrückte,fliktpotential, VO  e dem 119  - annehmen muljßß, daß auch

ın Zukunft virulent bleibt. besonders für die Arbeiterschaft, Ausrichtung auf das
Fernziel einer Gesellschaft nıcht mehr mıi1ıt dem
demokratischen Verfassungsstaat nach dem Zweıten Welt-
krıeg vereinbaren Wdl. Denn diese NEUEC politische Ord-

Parteien Im Wertkonflikt Nung torderte die Solidarität aller Bürger, auch Solidarität
der politischen Gegner, mMi1t den Instrumenten der Ver-

Prof Oswald VOoO  > Nell-Breuning (Frankfurt-St. eorgen fassung gemeinsame Freiheit ermöglichen und
fragte in seiınem Reterat „Dize Un:onsparteıen or der sichern. Das Dılemma der SPD nach 1945 se1l NUN, dafß
Wertfrage“, welchen Werten sıch die C-Parteien mıiıt ıhrem S1€e sıch auf der einen Seıite ZUuU demokratischen Vertas-
Namen verpflichtet haben und verpflichten können. Eıne sungsstaat; bekannt, auf der anderen Seıite aber Elemente
CNSEC konfessionelle Interpretation der Wertoption se1 nıcht ıhres alten Selbstverständnisses durchgehalten habe, daß
möglıch, da einerselts das Grundgesetz als Basıs der Par- sS1e SOa diesen Verfassungsstaat insofern mıiıt siıch selbst
tejen nıcht ausdrücklich VO  $ „christlichen“ Werten spreche, identifizıere, als s$1e sıch berufen fühle, ıh dem
andererseits die Interkonfessionalität keine alle Teile VOCI - Anspruch wahrer Demokratie TST voll verwirklichen
bindende, AUS dem Offenbarungsverständnis hergeleitete können. Demokratie erscheint sOmıt nıcht mehr in erster

Interpretation des spezifisch Christlichen zulasse. Auch Linıe als die allen politischen Kätten gemeınsame Basıs,
könnten die C-Parteien aufgrund der heutigen kiırchen- sondern als Ziel und, ıhm untergeordnet, Politik als Auf-
politischen Sıtuation un besonders des Verhältnisses yabe und Kampf für die Freiheıit, vorgestellt als ıne erst
zwiıischen Staat und Kirchen siıch nıcht als politische For- zukünftige Wirklichkeit. In diese Grundauffassung cschiebt
mierung des Katholizismus verstehen oder VO  3 außen als sıch leicht die polarısıerende Unterscheidung VO  3 Gut und
welrtlicher Arm der (kath.) Kirche verstanden werden. Böse, VO  - Freund und Feind ein.
Wertgrundlage könne un musse vielmehr das Sıttengesetz
se1in, W 1e In der christlichen Tradition beheimatet se1. Trotz ıhres Wandels, betonte Buchheim, zeıge die SPD
Diese Orientierung efreie nıcht VO  $ dem Wang, das Für eın „ideologisch disponiertes Selbstverständnis ohne Ideo-
un: Wider einer Entscheidung abzuwägen. Sıe könne logie“, dokumentiert 1n dem Verzicht autf die Allgemeın-
ebensowenig die jeder polıtischen Entscheidung anhaft- verbindlichkeit der marxistischen Theorie und iın dem
tende Ungewißheit beseitigen; auch die t+ranszendentale Rückgriff, „subsidiär gewissermaßen“, auf Christentum,
Dımension des christlichen Menschenbildes un: die gOött- Humanısmus un: klassısche Philosophie, ebenso doku-
ıche Oftenbarung böten in der Regel keine zusätzlichen mentiert 1n dem Verzicht auf ıne klare Definition des
Kriterijen für das aktuelle Handeln. „demokratischen Soz:;alısmus“. Den demokratischen Ver-

fassungsstaat des Grundgesetzes ausschließlich als zukunfts-
Grundlegende Bedeutung für die 1M Sıttengesetz WUur- bezogene Aufgabe verstehen se1 Ideologieersatz, offen
zelnde Wertüberzeugung hat die Abgrenzung gegenüber für ambivalente Zielbestimmungen. So auch habe das
Einseitigkeiten 1im Verhältnis VO'  $ Einzelmensch un (Ge- Ideengut der Linken ın der SPD „freie Valenzen“
sellschaft, VO  — Einzelwohl un: Gemeinwohl, worauft — gefunden, „eine generelle Disponiertheit, die 1m Ursprung
ohl das Prinzıp der Solidarität als auch das der Sub- und 1n der Geschichte dieser Parteı begründet“ se1.
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entwerten und 1n eiınen Weftrtlauf die kirchenkritischenUnkritische Aquidistanz eine Gefahr?
Christen einzutreten. Gegenüber Pragmatısmus und Ideo-
logıe unterstrich Forster als Aufgabe der Kirche, Dissens

Der frühere Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz, zwischen ıhren und den Wertvorstellungen der Parteıen
Prof arl Forster (Augsburg), erOrterte „Die rage der deutlich allen Parteien gegenüber auszusprechen, denn die
Ägquidistanz zayıschen Kiırche und Parte:en“ nach 1945 Position eiıner unkritischen AÄquıidistanz vertälsche die ıhr
Aus gesellschaftlicher Sıcht sa die Gründe für die For- aufgetragene Botschaft.
derung nach gleichem Abstand der Kirche VO  3 den Par-
teien ın der wachsenden Überzeugung VO  - der Machbar-
keit der gesellschaftlıchen Lebensbedingungen und in der
Hiınwendung Z Autonomıie des Politischen bei gleich- Parteipolitik und ertkonsenszeıt1igem Zurücktreten geistiger Grundentscheidungen. Das
Bestreben der VO  — dieser Grundhaltung geförderten Volks-
parteıen, die Großgruppe der Kirche jeweıls 1n eın Ng Eın plausibles und überzeugendes Or:entierungsinstrument
Verhältnis sıch bringen bzw solche Verbindungen tür die konkrete Ortsbestimmung der Kirche Politik
der Kirche anderen Partejen neutralısıeren, habe und politischen Parteijen erarbeıten WTr nıcht die
bei aller ähe der Kirche den Unionsparteıen un bei und nächste Absıcht der Mönchengladbacher Tagung.

Wohl aber brachte diese interdiszıplinäre Studientagungallen Annäherungsversuchen zwischen SPD und Kirche
praktisch gezeıgt, dafß 1mM Laute der eıit der Wertkon- ıne Reihe VO  3 Gesichtspunkten ZULF Sprache, die tür ıne
SCI15 „flacher“ geworden sel. solche Orıientierung einschlägıg werden und möglıcher-

weıse nach der Veröffentlichung der Reterate un: der Dıs-
kussion auch wieder breitere Aufmerksamkeit finden In

Forster führte für diese Entwicklung auch innerkirchliche der Aussprache tand ımmer wieder die Wertfrage als
und theologische Gründe an, die Betonung der eigen- Grundlage (partei-)politischen Handelns syroßes Interesse.
ständıgen weltlichen La1:enverantwortung und der MOög- So wurde, häufigem Bezug aut die Retform des $ 218ıchkeit verschiedener konkreter politischer Lösungen, — StGB, über die renzen des VWertpluralismus diskutiertbei iıne Zzew1sse innerkirchliche Strömung die Ausrichtung
und Rückbindung beider FEFlemente das Evangelium und festgehalten, da{fß iın eınem wesentlichen Grund-

wert w 1€e dem Schutz des menschlichen Lebens keine „Aus-und die Gemeinschaft der Kırche gelockert habe In den nahme“ VO Prinzıp geben könne, nıcht erst aufgrundekklesiologischen Neuansatz des „Volkes Gottes“ habe eiıner spezifisch christlichen Wertauffassung, sondern schon
sıch i1ne „vulgärdemokratische Interpretation“ aller kırch- aufgrund des fundamentalen Wertkonsensus des rund-
liıchen Strukturen eingeschoben und eınen die Glaubens-

° Dagegen wurde die rage der Begründung der
substanz selbst berührenden Pluraliısmus begünstigt. Da- Werte weniıger einheitlich beurteilt. Der Vorstellung, da{fß
neben habe die Überspitzung der „Entscheidungs- un
Gemeindekirche“ ıhren Einflu{fß ausgeübt durch ıne Ab- beispielsweıse die Volksparteien die 1m kirchlich geprag-

ten Glauben beheimateten Begründungen in das Verständ-
wertung alles Institutionellen der Kirche. Mıt dem
Übergreifen dieser Einstellung auf das politische Feld N1s ıhrer programmatischen Ziele übernehmen müßten,

wurde entgegengehalten, ob dies den Parteıen wirklich
habe siıch die Vorstellung eines pluralen ngagements der zumutbar sel, wWwenn S1e ıhren Charakter als Zusammen-
einzelnen un der „Basısgemeinden“ verbunden, gefördert schlu{ß VO Menschen auch verschiedener geistig-welt-noch VO Thesen und Formeln der „Politischen Theo- anschaulicher Grundüberzeugungen behalten sollen Se1
logie“, die über die „Politisierung der Pastoral“ letztlich nıcht geradezu wünschenswert, W CII sıch dıe Parteıen der
Zur „Privatisierung des Glaubens“ un Z Reduktion des Suche nach etzten Begründungen enthielten, miıt pe1in-Weltdienstes auf das politisch gerade für den Nächsten lıcher Vorsicht jeder ideologischen Versuchung eiıner
Erreichbare geführt hätten. Aus „Aquidistanz“ se1 die „politischen Ersatzkirche“ entgehen? Müuütißte nıcht
Anpassung divergierende gesellschaftlıche und geistige eher darauf ankommen, 1n der Wert-Interpretation (7Je-
Bewegungen geworden. meinsamkeiıt erzielen und die Chancen für einen christ-

lıchen, in der Kırche begründeten Deutungszusammenhang
In der gegenwärtigen Phase der Reideologisierung der 1n Programm und Aktion offenzuhalten? Wıe ımmer die
Parteien wiıird die Kirche mehr und mehr als Konkurrenz Antworten auf diese und ähnliche Fragen ausfallen S1e

selbstgewählten Deutungssystemen verstanden, hinter spiegeln auf ıhre Weiıse Tendenzen eıner spürbaren Re-
der Jense1ts der Problematik der AÄquıidıstanz die ideologisıerung 1ın den Parteıen wiıder, machen aber auch
„Bestreitung der gesellschaftlichen rasenz un der Ööffent- eindringlich aut die Verantwortung der Kiırche aufmerk-
lıchen Stellung der Kırche als einer ethische Normen Velr- Sal die in ihr begründeten und VO  3 ıhr verkündeten
kündenden und begründenden Institution“ auftaucht. Dıie Werte un Imperatıve in die Auseinandersetzung un:
Parteien umwerben die Katholıken, ohne deren Umtafßt- Gewissensbildung einzubringen. Diıese Pflicht steht VOT

jeder politischen Selbstbindung oder Forderung nachsein VO  3 der Kırche akzeptieren. Auch iın der CDU
wachse die „Versuchung“, eigene Wertvorstellungen „Aquidistanz“. ose Oelinger


